5. Ausreichend Veloabstellplatze auf Liegenschaften

Planungs- und Baugesetz, Parkierung
Antrag der Kommission fiir Planung und Bau vom 11. Juni 2024
KR-Nrn. 341a/2029 und 171a/2020

Barbara Franzen (FDP, Niederweningen), Prasidentin der Kommission flr Pla-
nung und Bau (KPB): Die parlamentarischen Initiativen haben eine lange und
durchaus intensive Beratungszeit hinter sich — einmal mehr, méchte man fast sa-
gen. Die Kommission fur Planung und Bau hat beide PI bis zu ihrem jeweiligen
vorbehaltenen Beschluss einzeln beraten. Auf die Beratung der Pl Schweizer
(Thomas Schweizer, KR-Nr. 171/2020) entfielen total 17 Sitzungstermine, auf die
Beratung der Pl Meier (Florian Meier, KR-Nr. 341/2019), deren 14. Jeweils acht
Termine wurden der gemeinsamen Beratung gewidmet. Beide Erstinitianten ha-
ben ihr Recht auf Anhérung wahrgenommen. Ich gehe zuerst einzeln auf die His-
torie der Behandlung der beiden P1 in der KPB bis zum Erlassentwurf ein.

Das Ziel der Pl von Florian Meier war eine Anderung des PBG (Planungs- und
Baugesetz) zu Paragraf 242. Mit dieser PI sollte aus Sicht der Initianten das
Manko wettgemacht werden, dass Veloabstellplatze beim Bauen vergessen gin-
gen. Im Verhéltnis zu friher sei das Bedurfnis nach ausreichenden und gut zu-
génglichen Veloabstellplatzen heute aber durchaus gegeben. Im Laufe der Bera-
tungen kristallisierte sich heraus, dass die KPB das Thema von Abstellplatzen in
einer breiteren Auslegeordnung diskutieren wollte. Der Fokus wandte sich von
den Veloabstellplatzen hin zu einer gesamtheitlicheren Betrachtung der Parkie-
rungsregelung. Dies fuhrte zu einer Art Rahmenbetrachtung der Paragrafen 242
bis 247 PBG und damit zu ausgedehnten Beratungen mit etlichen Antragsvarian-
ten. Dabei wurde auch diskutiert, dass die 2018 Uberarbeitete Parkplatzwegleitung
der Baudirektion von 1997 zwar sowohl Empfehlungen fur Parkplatze fiir Motor-
fahrzeuge wie fir Veloabstellplatze macht, die Wegleitung aber wegen des da-
mals sehr breiten Widerstandes nie in eine Verordnung tberfuhrt werden konnte
und dass es damit keine generelle Losung fir Veloabstellplatze oder andere Ver-
kehrsmittel gibt.

Im Moment ist es so, dass die Gemeinden ein Minimum an Parkplétzen festlegen
muissen. Ein Maximum festlegen kdnnen, aber missen sie nicht. Gemeinden und
Grundeigentimer, die gerne weniger Parkplatze erstellen wirden, konnen dies
heute nur Uber das komplexe Instrument eines Mobilitdtskonzeptes machen.
Grundsatzlich ist es ja auch so, dass die Anforderungen an Abstellplatze in stad-
tischen oder landlichen Gemeinden durchaus unterschiedlich sind. Weitere Fra-
gen, die die KPB anschnitt, waren die mdgliche Ausstattung von Abstellplatzen,
beispielsweise mit Ladestationen, und die Wechselwirkung mit dem Offentlichen
Raum, in welchem Fahrzeughalter, wenn sie denn keinen Parkplatz haben, ihre
Fahrzeuge oft abstellen. Aufgrund der Diskussion in der Kommission wurden di-
verse Antrage formuliert, tber die konsultativ abgestimmt wurde.
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Ein Vorschlag beispielsweise zu Paragraf 244 sollte bewirken, dass die Abstell-
platze fur Velos und Leichtmotorfahrrader leicht zuganglich und in Eingangsnahe
sein mussen. Und ein neuer Absatz 4 sollte bestimmen, dass eine angemessene
Anzahl an Stehplatzen mit Stromanschlissen und fir elektrische Motorfahrrader,
Leichtfahrrader und Fahrrader mit einem den 6rtlichen Verhaltnissen angemesse-
nen Witterungs- und Diebstahlstutz auszustatten seien. Zudem wurde ein neuer
Absatz 5 vorgeschlagen, womit bei stark verkehrserzeugenden Nutzungen eine
Bewirtschaftung, eine mehrgeschossige Anordnung sowie Stromanschliisse vor-
geschrieben gewesen waren. Mit diesem Themenfacher war die Betrachtung tat-
sachlich breit ausgedehnt worden.

Im Anschluss fallte die KPB an ihrer Sitzung vom 5. Oktober 2021 einen vorbe-
haltenen Beschluss. Sie lehnte die urspriingliche parlamentarische Initiative ein-
stimmig ab, die Kommissionsmehrheit sprach sich fiir eine gednderte Pl aus. Die
Pl Meier solle zum Anlass genommen werden, die Paragrafen 242 bis 244 PBG
in Bezug auf Parkierungsmaoglichkeiten anzupassen. Allerdings fuhrte gerade die
breite Auslegeordnung dazu, dass die Antréage in der KPB sehr kontrovers disku-
tiert wurden. Und es kamen zu den oben referenzierten Antrdgen mehrere Vari-
anten in die Vernehmlassung.

Am 25. Mai 2020 hatte Thomas Schweizer die parlamentarische Initiative betref-
fend «Erweiterung Zweckbindung Parkplatzersatzgabe» eingereicht. Auch das
Ziel dieser Pl war eine Anderung des PBG, und zwar des Paragrafen 247. Damit
sollte die enge Zweckbindung des kommunalen sogenannten Parkplatzersatzab-
gabefonds erweitert werden. Das Planungs- und Baugesetz verlangt in diesem Pa-
ragrafen, dass eine gentigende Anzahl Veloabstellplatze geschaffen wird. Und so-
fern dies nicht méglich ist, soll eben ein Fonds gespiesen werden, der die Park-
platzersatzabgaben aufnimmt. Das ist in Paragraf 247 der Fall. Dieser Paragraf
regelt auch, was mit dieser Ersatzabgabe zu geschehen hat.

Die KPB liess sich informieren, wie viele Gemeinden tber einen solchen Fonds
verfligen, den sie wegen der engen Zweckbindung nur schwerlich nutzen kénnen.
So sollen heute momentan circa 28 Millionen Franken ungenutzt auf Fondskonten
liegen. Zum besseren Verstandnis dieser Fragen hat die KPB Anhdrungen durch-
geflihrt. Sie begrisste den GPV (Gemeindeprasidienverband), den HEV (Haus-
eigentimerverband), den VZGV (Verein Zircher Gemeindeschreiber und Ver-
waltungsfachleute) und Casafair (Verband fur umweltbewusste und faire Wohn-
eigentiimerinnen und -eigenttimer). Insbesondere der fur diese Fragestellung zent-
rale GPV &usserte sich kritisch zum Instrument des Parkplatzabgabenfonds: Die
enge Zweckbindung verhindere eine sinnvolle Nutzung und der GPV begrisse
eine Ausweitung des Nutzungsrahmens. Als problematisch wurde indes die nach-
tragliche Umwidmung bereits eingelagerter Fondsgelder betrachtet, auch etwas,
was in der KPB diskutiert worden ist.

Eine Ausweitung des Fondszwecks fand indes breite Zustimmung und die KPB
fallte an ihrer Sitzung vom 10. Mai 2020 den vorbehaltenen Beschluss und
stimmte der Pl Schweizer mit 8 zu 7 Stimmen zu. Auch aus dieser Beratung ka-
men mehrere Varianten in die Vernehmlassung. Aufgrund des inhaltlichen Zu-
sammenhangs hatte die KPB auch entschieden, die beiden Pl gemeinsam in die



Vernehmlassung zu schicken. Das Ziel war, dass sie allenfalls in einer gemeinsa-
men Vorlage abgehandelt werden konnten. Im Anschluss an die sehr breit ange-
legte Vernehmlassung hat die KPB denn auch die Beratung in der neuen Legisla-
tur gemeinsam wiederaufgenommen. Diese zweite Beratungsphase startete am
16. Januar 2024. Es musste darauf geachtet werden, dass neue Antrdge nur zum
Rahmen des bisherigen Betrachtungsgegenstandes, zu welchem die besagte Ver-
nehmlassung durchgeftuihrt worden war, eingereicht werden.

Heute befinden wir also Uber das Resultat der Beratungen mit dem vorliegenden
Antrag der Anderung des PBG. Die Vernehmlassung, um dies nur ganz kurz zu
streifen, zeichnete ein sehr heterogenes Bild. Zwar wurde grundséatzlich begrisst,
dass das Thema der Parkierung angegangen wird, inhaltlich aber gingen die Mei-
nungen stark auseinander. Sie reichten von berwiegender Zustimmung fiir eine
moderne Parkierungsvorlage bis zu vehementer Ablehnung, nicht zuletzt wegen
der zu erwartenden Vollzugsprobleme. Die KPB hat, wie erwéhnt, die beiden PI
gemeinsam an acht Sitzungen beraten. In Kenntnisnahme der breiten Vernehm-
lassung — die Antworten umfassen ein fast 700-seitiges Dokument —und in Kennt-
nisnahme der Haltung der Regierung zu den einzelnen Antragen wurden die KPB-
Mitglieder aktiv und zogen nach Wiederaufnahme der Beratung diverse Antrége
zuriick.

Grundsétzlich konnte sich die Kommission auf einige wenige Vorschlage fiir re-
vidierte Parkierungsregelungen einigen. In wesentlichen Fragen, wie der Flexibi-
lisierung der Erstellungspflicht von Parkplatzen und der Ausdehnung der Wir-
kung auf alle Verkehrsmittel, herrschte Einigkeit. Zwei wichtige Grundsétze, den
Gemeinden mehr Gestaltungsspielraum fir Regelungen in ihren BZO (Bau- und
Zonenordnung) zu geben, konnten erreicht werden. Die Gemeinden sollen neu bei
den Vorgaben zur Parkierung mehr Flexibilitat und damit die Mdglichkeit erhal-
ten, individuelle Losungen zu erarbeiten. Das wird in Paragraf 242 Absatz 1 neu
so geregelt, indem eben neu von «Abstellpléatzen fir Verkehrsmittel» gesprochen
wird, statt dass einzelne Verkehrsmittel herausgehoben werden. Und zweitens be-
kommen die Gemeinden beim Einsatz der Mittel aus den Fonds der Parkplatzab-
gabe mehr Freiheit. Das soll mit dem Mehrheitsentscheid zu Paragraf 247 Absatz
1 erreicht werden.

Aus Sicht der KPB erschien es angezeigt, die erwéhnte Flexibilisierung bei der
Parkierungsregelung zu ermdglichen. Dies kommt sowohl den Gemeinden wie
auch der Bauherrschaft zugute. So hat die bisherige Regelung, pro Wohneinheit
ein Parkplatz, mancherorts eine Bauherrschaft vor Probleme gestellt. Solange
nicht vom Minimum abgewichen werden konnte oder eben nur mittels eines Mo-
bilitdtskonzeptes, mussten auch beispielsweise ... (Der Ratsprdsident unterbricht
die Votantin.)

Ratsprasident Jurg Sulser: Frau Franzen, kommen Sie bitte zum Schluss.
Barbara Franzen fahrt fort: Namens der KPB beantrage ich Ihnen Eintreten auf

die Vorlage und Verabschiedung im Sinne der Kommissionsmehrheit. Ich werde
zu den Minderheitsantragen bei den Paragrafen 244 und 247 nochmals sprechen.



Peter Schick (SVP, Zurich): Die Kommissionsprésidentin hat dieses Geschaft nun
ausfuhrlich vorgestellt. Ich méchte mich aber trotzdem bei den jeweiligen Vertre-
tern des Hochbauamts bedanken, die die unzdhligen Fragen beantworteten und
auch die Antrége aus rechtlicher Sicht priften. Angefangen hatte es eigentlich,
wie schon erwéhnt, mit zwei Initiativen, die den Kanton aufforderten, das Park-
platzthema auf Liegenschaften neu zu denken. In der einen Initiative ging es da-
rum, mehr Abstellmoglichkeiten fir Fahrrader auf Kosten der Autoabstellplatze
zu schaffen, und in der anderen, den Verwendungszweck der Gelder in den Park-
platzfonds der jeweiligen Gemeinden neu zu regeln. Daraus wurde ein Geschaft,
das uber drei Jahre lang, inklusive der Vernehmlassungen, in der KPB beraten
wurde. Man kann im Nachhinein sagen: Es war ein Parkplatzgeschaft. Hier nun
ideologisch, ob links oder rechts, zu denken, fuhrt in eine Sackgasse. Das Thema
ist viel zu komplex mit vielen Abhéngigkeiten.

Am Anfang waren die Positionen klar bezogen. Man merkte auch, dass man so
nicht weiterkommen kann. Es mussen alle von ihren Positionen ein wenig abru-
cken und offener denken. Die Antworten aus den Vernehmlassungen waren sehr
unterschiedlich, von «gar nichts machen» bis zu «man soll etwas machen». Pri-
vate Verbdnde waren eher dagegen, was auch begreiflich ist, geht es doch um
einen Eingriff ins Eigentumsrecht, ums «nicht mehr machen kénnen, was man
will». Die Gemeinden waren mehrheitlich fur die Anpassungen, auch wenn auf
sie Arbeit zukommen wird beztglich der BZO-Anpassungen. So wie die Synopse
respektive der KPB-Antrag jetzt zur Abstimmung bereitsteht, ist es ein guter
Kompromiss. Man kann sagen, dass der Kanton jetzt einen breit abgestitzten
Parkplatzkompromiss hat. Ich werde nun zu den einzelnen Artikeln die Meinung
der SVP kundtun:

Den Minderheitsantrag zu Paragraf 243 Absatz 2 unterstutzt die SVP. Fur die SVP
ist es wichtig, dass eine Erstellungspflicht fur Parkplétze erhalten bleibt. Neu kon-
nen die Gemeinden auf Antrag der Bauherrschaft diese auch tiefer ansetzen. Dies
Ist wichtig auch fiir das Gewerbe. Wo soll dieses sonst parkieren kbnnen?

Die Minderheitsantrage zu Paragraf 244 lehnt die SVP ab. Bei diesen Antrégen
wird den Gemeinden erlaubt, die Ausfihrung der Abstellplatze noch genauer zu
regeln, wie zum Beispiel Gberdachte und abschliessbare Abstellplatze fur Fahrra-
der oder eine Erstellungspflicht fir Ladestationen. Da wiirde der Eigentimer zu
stark bevormundet werden fiir etwas, das er vielleicht gar nicht ben6tigt oder will.
Den Kommissionsmehrheitsantrag zu Artikel 247 unterstitzt die SVP. Auf An-
trag der SVP kdnnen die Gelder in den Parkplatzfonds der Gemeinden neu fir die
Mobilitat verwendet werden. Dass Wort «Mobilitat» ist heute ein Begriff, bei dem
jedem Klar ist, was gemeint ist. Dies trgt den veranderten Mobilitatsbediirfnissen
der Bevolkerung in den letzten 20 bis 30 Jahren Rechnung. Das gilt nattrlich nur
fur die Gemeinden, die einen Fonds haben. Der Parkplatzfonds respektive die Er-
satzabgabe in den Fonds bleibt bestehen und die Baubewilligung kann trotzdem
erteilt werden. Die Gemeinden mit einem Parkplatzfonds kénnen jetzt das Geld



auch zielgerichteter einsetzen, was, wie schon erwéhnt, den veranderten Mobili-
tatsbedurfnissen der Bevolkerung Rechnung tragt. Den Minderheitsantrag zu Ar-
tikel 247 lehnt die SVP ab.

Die SVP steht weiterhin zu Parkplétzen, insbesondere auch fiir das Gewerbe. Auf
privaten Grundstiicken missen auch in Zukunft Abstellplatze erstellt werden.
Wir, die SVP, werden uns auch in Zukunft fur den Schutz des Eigentums einset-
zen: keine ideologische Bevormundung des Eigentliimers. Das Planungs- und
Baugesetz muss nicht immer mit neuen Artikeln aufgeblédht werden, die das
Bauen weiter verteuern. Das Gesetz soll moglichst schlank gehalten werden, denn
das aktuelle Planungs- und Baugesetz ist ein gutes und erlaubt schon sehr viel.
Mit diesem Antrag der KPB wird es ein wenig der heutigen Zeit entsprechend
angepasst. Daher stimmen Sie, wie die SVP, dem Antrag der KPB zur Anderung
der Parkierung zu. Der sogenannte kantonale Parkplatzkompromiss ist ein guter
und passt in die jetzige Zeit hinein und auch in die Zukunft.

Andrew Katumba (SP, Zirich): Ich danke unserer Kommissionsprasidentin fur
die gute, verstandliche Zusammenfassung dieser nicht ganz einfachen Vorlage,
die sich tber zwei Legislaturen erstreckte. Wir haben Uber drei Jahre daran gebis-
sen und nun liegt entsprechend auch ein handfester Kompromiss vor.

Die bisherige Regelung zur Parkierung auf privaten Grundstiicken ist veraltet und
spiegelt nicht mehr die aktuellen Mobilitatsbedlrfnisse wider. Die nun vorlie-
gende Kompromisslosung bietet uns die Moglichkeit, die Parkierungsbestimmun-
gen im Kanton Zurich zukunftsorientiert zu reformieren. Peter Schick hat es ge-
sagt, wir haben da unsere Scheuklappen auf allen Seiten 6ffnen missen und daftr
danke ich auch der Gegenseite.

Die starre Definition der Anzahl Autoparkplatze pro Wohnflache hat in vielen
urbanen Gemeinden zu einem Uberhang und Uberangebot an Autoparkplatzen
und einem Mangel an Abstellplatzen fir alternative Fortbewegungsmittel gefiihrt.
Dies widerspiegelt nicht mehr die veranderten Mobilitdtsgewohnheiten unserer
Bevolkerung.

Seit Jahren zeichnet sich ein deutlicher Trend ab: Immer mehr Menschen verzich-
ten auf ein eigenes Auto. Griinde hierfur sind die hervorragenden Alternativen,
wie eine gut ausgebaute OV-Infrastruktur, Velos, E-Bikes und weitere Carsha-
ring-Angebote. In den Stadten Zirich und Winterthur besitzt mehr als die Halfte
der Haushalte kein eigenes Fahrzeug mehr. Dies reduziert den Bedarf an privaten
Parkplatzen erheblich und unterstreicht die Notwendigkeit fir eine flexible und
bedarfsgerechte Parkierung auf Privatgrundstticken.

In der Stadt Zirich liegt der Motorisierungsgrad mit rund 324 Autos pro 1000
Einwohnerinnen und Einwohnern deutlich unter dem kantonalen Durchschnitt
von 475 Autos pro 1000 Einwohner. Dies sind die Zahlen von vor tber vier Jah-
ren, heute hat es sich wahrscheinlich nochmals verandert. Dies verdeutlicht den
Bedarf an einer liberalen Flexibilisierung — Sie haben es gehort, einer liberalen
Flexibilisierung — der Parkierungssituation, um den tatsachlichen Bedrfnissen
der urbanen Bevolkerung gerecht zu werden.



Der nun vorliegende Kompromiss, der die beiden parlamentarischen Initiativen
zusammenfiihrt, stellt einen bedeutenden Fortschritt dar, indem der Begriff «Ab-
stellplatze» auf sémtliche Verkehrsmittel erweitert wird. Schaffen wir eine ge-
setzliche Grundlage, die alle Arten der Fortbewegung einbezieht. Dies ist ein
wichtiger Schritt, um der zunehmenden Nutzung von Velos, E-Scooters, Lasten-
velos, Rollern und anderen platzsparenden und weniger platzsparenden Verkehrs-
mitteln gerecht zu werden.

Ein zentraler Aspekt dieser Gesetzesanpassung ist die Forderung des autoarmen
Wohnens im gesamten Kanton. Auf Antrag sollen Bauherren kiinftig die M0g-
lichkeit erhalten, auf ihren Grundstiicken weniger Autoparkplatze zu schaffen und
stattdessen mehr alternative Abstellplatze anzubieten. Dies unterstitzt nicht nur
eine umweltfreundliche Mobilitat, sondern tragt auch dazu bei, dass die Kosten
fiir ungenutzte Parkplatze nicht mehr auf alle Mietparteien umgelegt werden mdis-
sen. Dadurch kénnen wir ganz konkret preisglnstigeren Wohnraum schaffen und
die Lebensqualitét in unseren Stadten und urbanen Gemeinden erhéhen. Die Hr-
den fir die Erstellung von autoarmen Liegenschaften sollen fir die Bautrager
grundsatzlich so tief wie moglich sein, daher unterstutzt die SP hier explizit den
Antrag der SVP. Hierzu werde ich mich dann spater in der Detailberatung noch-
mals &ussern.

Ein weiterer wichtiger Bestandteil des Kompromisses ist die Anpassung der Park-
platzersatzabgabe. Gegenwartig sind rund — wir haben es gehort — 28 Millionen
Franken in zahlreichen gemeindeeigenen Fonds blockiert. Da die Gemeinden auf-
grund der eng ausgelegten Fondsbestimmungen nur Parkraum schaffen dirfen,
der Platz im 6ffentlichen Raum hierfir aber oftmals fehlt, sind die Gelder auf den
Konten blockiert. Diese Mittel kdnnen kiinftig flexibler eingesetzt werden, um
nachhaltige Verkehrsinfrastrukturen, wie sichere Velo- und Fusswege, auszu-
bauen. Dies fordert eine zukunftsgerichtete Mobilitat und unterstitzt unsere Be-
mihungen um eine nachhaltige Siedlungsentwicklung.

Ich komme zum Schluss: Dieser parteilibergreifende Kompromiss ist ein kleiner,
jedoch bedeutender Meilenstein im Bauwesen. Er bietet eine ausgewogene und
zukunftsorientierte Parkierungslosung, die den aktuellen Mobilitatsbedirfnissen
der Bevdlkerung gerecht wird und gleichzeitig den Weg fir eine nachhaltige Ent-
wicklung ebnet. Die SP-Fraktion begrusst diese Vorlage ausdrticklich. Wir sind
Uberzeugt, dass die Mobilitadt im Kanton Zirich dadurch nachhaltiger wird und
gleichzeitig die Grundlage fir preisgiinstigeren Wohnraum geschaffen wird. Bes-
ten Dank.

Stephan Weber (FDP, Wetzikon): Gesetzesanpassungen beziiglich der Parkierung
sind ein heisses Eisen. So wurde ich auch parteiintern darauf hingewiesen, dass
man sich daran die Finger verbrennen kann. Die FDP hat sich trotzdem auf die
Diskussion auf der Basis der beiden parlamentarischen Initiativen in der KPB ein-
gelassen. Das Ziel der FDP war, eine grundlegende Anpassung im PBG im Sinne
einer Liberalisierung, welche nicht mehr von starren Zahlen, sondern von flexibel
nutzbaren Flachen ausgeht, zu erreichen.



Der Bedarf an Parkierungsflachen fiir die verschiedenen Verkehrsmittel ist sehr
individuell und auch zwischen Stadt und Land sehr unterschiedlich. Mit einem
Velokeller und einer Tiefgarage fur Autos wird man heute den Anforderungen
nur noch beschrankt gerecht. Ein Lastenvelo braucht eine Rampe und einen &hn-
lichen Parkplatz wie ein Auto, in einem Velokeller ist man damit hoffnungslos
verloren. Wir brauchen kunftig flexibel nutzbare Abstellflachen fur unsere Ver-
kehrsmittel.

Diese Gesetzesvorlage bietet den Gemeinden und Stadten die Chance, ihre Par-
kierungsvorschriften gezielt und gemass ihren Bedirfnissen anzupassen. Es ware
aus meiner Sicht sehr wiinschenswert, wenn in Zukunft in den BZO vermehrt fle-
xibel nutzbare Abstellflachen ermdglicht wiirden. Der Kanton ist aufgefordert, die
Richtlinien fur die Parkierung zu uberarbeiten. Die bereits erwéahnte AWEL-
Wegleitung (Amt fir Abfall, Wasser, Energie und Luft) zur Regelung des Park-
platzbedarfs in kommunalen Erlassen, kann geschreddert werden, zum Gluck ist
nie eine Verordnung daraus entstanden. Wenn tberhaupt noch notwendig, erwar-
tet die FDP eine komplett Gberarbeitete Version, die der Liberalisierung gemass
dieser Gesetzesanpassung gerecht wird. Dadurch sollen die Gemeinden und
Stadte mehr Gestaltungsspielraum fir flexiblere und liberalere Parkierungsver-
ordnungen erhalten. Wir haben uns in der KBB in einem langen Prozess zusam-
mengerauft und am Schluss auch Kompromissbereitschaft in den wichtigsten
Punkten bewiesen. Wir werden in der folgenden Detailberatung trotzdem noch
geniigend Differenzen ausmehren durfen.

Die Wirze mancher Vorlagen liegt in den nicht mehr enthaltenen Antrdagen, in
dieser Vorlage ist dies auch so. Die FDP steht zum z&h ausgehandelten Kompro-
miss, auch wenn er in einigen Punkten schmerzt. Es ist die Aufgabe der Politik,
Lésungen zu erarbeiten. Fir die FDP steht im Vordergrund, dass wir mit dieser
Gesetzesvorlage einen wichtigen Schritt fir eine zukunftsgerichtete Parkierung
ermdglichen. Die FDP wird auf die Vorlage eintreten.

Thomas Wirth (GLP, Hombrechtikon): Die GLP ist in dieser VVorlage fiir Eintre-
ten. Die Geschichte dieses VVorstosses wurde ja bereits mehrfach erwéhnt, und ich
mdochte auf drei Punkte eingehen, weshalb die GLP findet, dass wir hier eine gute
Vorlage haben.

Der erste Punkt ist: Wir werden zukunftig nicht mehr nur von Autoabstellplatzen
sprechen, sondern alle Verkehrsmittel aufnehmen. Dies widerspiegelt dann besser
die Vielfalt, die heute bezlglich der unterschiedlichen Fahrzeuge besteht. Als
zweiter Grund: Es wird fr Bauherren und Gemeinden einfacher werden, von den
Minimalvorgaben abweichen zu konnen. Dies kann beispielsweise bei Nachver-
dichtungen oder bei gut erschlossenen Uberbauungen sinnvoll sein. Hier sollte es
mehr Spielraum geben, und das Gesetz schafft diesen zusatzlichen Spielraum.
Und der dritte Punkt ist: die Gemeindeautonomie starken. Wir haben im Kanton
Zirich eine grosse Vielfalt von kleinen landlichen Gemeinden und grossen St&d-
ten, und die haben unterschiedliche Anforderungen. Diese Vorlage schafft hier
schon ein bisschen mehr Gemeindeautonomie. Wir sind aber der Ansicht, dass die



Gemeinden dies besser vor Ort regeln, und es sollte noch weitergehen. Entspre-
chend werde ich mich zu diesen Punkten auch bei den Minderheitsantrdgen 4us-
sern.

Thomas Schweizer (Grune, Hedingen): Die Grinen haben mit zwei parlamenta-
rischen Initiativen den Anstoss gegeben, die Parkierung im Planungs- und Bau-
gesetz neu zu regeln. Das kann nach der Arbeit in der Kommission als gegliickt
bezeichnet werden. Einerseits soll dem Thema «Veloparkierung» mehr Gewicht
verliehen werden. In einem zweiten Punkt geht es um die Parkplatzerstellungs-
pflicht, welche liberalisiert werden soll, damit eben auch autoarme Nutzungen er-
maoglicht werden. Und schliesslich soll die Zweckbindung der Parkplatzersatzab-
gabe erweitert werden.

Bei den grundsétzlichen Anliegen konnte innerhalb der KPB eine Einigung erzielt
werden. Es ist ein Kompromiss, und wie es solche Kompromisse an sich haben,
fielen einige gute Ideen dann leider wieder weg. Bisher wurde in den kommunalen
BZO beziehungsweise den kommunalen Parkplatzreglementen oft nur der Pflicht-
bedarf an Autoabstellplatzen geregelt. Flr Veloabstellplatze gab es vielfach keine
Bestimmungen. Mit der Streichung von «insbesondere Motorfahrzeuge» wird der
Fokus der Abstellplatze weg vom Auto hin zur zunehmenden Anzahl Velos oder
besser zu allen Verkehrsmitteln gelegt. Dabei sind auch E-Bikes, Transportvelos,
Veloanhénger und weitere Fahrzeuge zu bericksichtigen. Die Bewilligungsbe-
horden missen also alle Abstellanlagen anschauen. Mit der Forderung nach guter
Zuganglichkeit der Abstellanlagen sind Veloplatze, welche nur umstandlich, zum
Beispiel Uber Treppen, erreicht werden kdnnen, nicht mehr bewilligungsféhig.
Damit wird dem Anliegen der Pl Meier Rechnung getragen.

Neu wird im PBG die Mdglichkeit fiir autoarme Nutzungen geschaffen. Unab-
hangig von den jeweiligen Bestimmungen in den kommunalen Erlassen, kann im
Baubewilligungsverfahren ein Antrag auf eine reduzierte Anzahl Autoabstell-
platze gestellt werden. Es liegt dann in der Kompetenz der kommunalen Baube-
willigungsbehdrde zu definieren, aus welchen Grinden und mit welchen weiteren
Massnahmen und Auflagen eine reduzierte Anzahl Autoabstellplatze ermdglicht
werden soll. Der Grundsatz, dass keine Verlagerung der Parkierung in den 6ffent-
lichen Raum erfolgen darf, wird im Mehrheitsantrag der Kommission explizit
festgehalten, im Minderheitsantrag nur implizit. Ich werde zu diesem Punkt noch-
mals das Wort ergreifen.

Die Regelung orientiert sich an der Regelung in der Stadt Zirich. Hier bestehen
Wegleitungen und ein reicher Erfahrungsschatz in der Umsetzung. Davon kénnen
auch die tbrigen Gemeinden im Kanton profitieren.

VVon der neuen Regelung profitieren auch Umbauten, welche eine verdichtete Nut-
zung anstreben, zum Beispiel durch den Dachstockausbau mit einer neuen Woh-
nung oder mit dem Einbau einer Einliegerwohnung. In vielen BZO ist dieser Fall
heute nur ungentigend geregelt. Solche Veradnderungen werden verhindert oder
erschwert. Uberall dort, wo fiir jede zusatzliche Wohnung auch ein zusatzlicher
Parkplatz erstellt werden muss und aus Platzgriinden kein Parkplatz erstellt wer-
den kann, muss eigentlich die Bewilligung verweigert werden. Neu sollen auch



diese Bauten bewilligt werden kdnnen, vorausgesetzt, die Parkierung wird nicht
auf den 6ffentlichen Grund verlagert.

Die Erweiterung der Zweckbindung des Parkplatzersatzfonds ermdoglicht es den
Gemeinden, auf dieses Geld zuzugreifen und es sinnvoll einzusetzen. Die Griinen
setzen sich dafiir ein, dass von dem Geld, neben der bisherigen Zweckbindung,
welche bestehen bleibt, neu auch der Fuss- und VVeloverkehr profitieren kann. Das
Geld soll fir die Behebung der Licken und Schwachstellen im kommunalen Fuss-
und Velowegnetz verwendet werden. Mit der von der Mehrheit favorisierten Lo-
sung fur die Mobilitat wird die Zweckbindung faktisch ausser Kraft gesetzt. Dies
widerspricht der Logik eines Fonds mit Zweckbindung. Auch dazu werde ich
noch ausfuhrlicher sprechen.

Janine Vannaz (Die Mitte, Aesch): Wir haben es gehort, die Kommission fir Pla-
nung und Bau hat beide PI vor vielen Jahren zu Beginn separat beraten und sich
anschliessend aufgrund des inhaltlichen Zusammenhangs dazu entschlossen,
diese gemeinsam in die Vernehmlassung zu geben und anschliessend zusammen
weiter zu beraten. Das Thema «Parkierung» scheint ein sehr emotionales zu sein.
Die Diskussionen in der Kommission drehten sich intensiv um Fahrzeugabstell-
platze, die Pflicht zur Erstellung solcher Platze, deren Lage sowie die Ersatzab-
gaben. Besonders in diesem Bereich gab es zahlreiche Auseinandersetzungen.
Umso erfreulicher ist es, dass es im Sommer dieses Jahres gelungen ist, den gor-
dischen Knoten zu ldsen, nicht nur durch drastische Massnahmen, sondern eben
durch Kompromissldsungen.

Grundséatzlich empfindet die Mitte eine Uberregulierung im Planungs- und Bau-
gesetz als nicht erstrebenswert und méchte den Gemeinden eher die Mdglichkeit
lassen, ihre Bauordnungen selbst zu gestalten. Und so stiegen wir in die Diskus-
sionen ein. Insgesamt ist die Mitte sodann mit der ausgearbeiteten Fassung des
Gesetzes bis anhin zufrieden und wir folgen mehrheitlich der Kommissionsmehr-
heit. Zu den folgenden Artikeln mdchte ich noch Erganzungen hinzuftigen, ich
mache das jetzt nur hier:

Artikel 243: Grundséatzlich méchten wir die Bauherren nicht unnétig in ihrer Ent-
scheidungsfreiheit einschranken. Allerdings darf die reduzierte Erstellung von
Parkplatzen nicht zulasten der Allgemeinheit gehen, insbesondere dann nicht,
wenn verstéarkt 6ffentlicher Grund in Anspruch genommen wirde.

Bei Artikel 244 mochte die Mitte die verschiedenen Verkehrsmittel nicht gegen-
einander ausspielen. Wir unterstiitzen sowohl die Anliegen der Velofahrer als
auch die der Autofahrer, da je nach Mobilitatsbedarf das eine oder das andere
Vehikel jeweils die bessere Wahl ist. In diesem Artikel wird jedoch eine unter-
schiedliche Betrachtungsweise verlangt, was fur uns nicht akzeptabel ist, da wir
weder das eine noch das andere bevorzugen wollen.

In Artikel 247 geht es um eine ausreichende Flexibilitat, und wir halten es fiir sehr
sinnvoll, dass im Fall eines Bauvorhabens, bei dem nicht gentuigend Autoabstell-
platze geschaffen werden kdnnen, Mittel in den entsprechenden Fonds fliessen
kdnnen. Dass der angesammelte Betrag jedoch ausschliesslich fir den 6ffentli-
chen Verkehr, den Fuss- oder Radverkehr verwendet werden soll, ist fir uns dann
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doch schwer nachvollziehbar und kommt so fiir uns nicht infrage. Die Zweckbin-
dung des Fonds sollte eigentlich gar nicht ausgeweitet werden.

Wir sind gespannt auf die kommenden Diskussionen. Wir danken an dieser Stelle
der Préasidentin fur die enge Begleitung dieses Geschéfts in der KPB, wir begris-
sen diese Vorlage und treten ein. Herzlichen Dank.

Michael Banninger (EVP, Winterthur): Parkplatze fir Motorfahrzeuge werden
grossmehrheitlich politisch heiss diskutiert. Ja, Parkplétze sind zentral und wich-
tig, denn unsere Autos stehen ja im Schnitt mehr als 23 Stunden pro Tag herum.
Fir die einen gibt es zu wenig Parkplatze, fir die anderen zu viele. Dann sollen
sie auch noch Versickerungsflache fur das Regenwasser bieten, beschattet und in
Gehdistanz sein; nur einige der Aspekte, die Parkplatze erfullen missen und wo
sich politisch die Geister scheiden kénnen.

Wir von der EVP danken der KPB fiir die Ausarbeitung dieser kompromissorien-
tierten VVorlage, die aus unserer Sicht wichtige, zeitgemasse Anpassungen mit sich
bringt und Parkplatze nicht nur aus der Perspektive des Motorfahrzeuges betrach-
tet, sondern alle Verkehrsmittel, inklusive des Velos, miteinbezieht, was uns
wichtig ist. Besten Dank.

Judith Anna Stofer (AL, Diibendorf): Die Alternative Liste wird den vorliegenden
Kompromiss unterstiitzen. Dieser Kompromiss musste von der Kommission fiir
Planung und Bau auf der Grundlage der zwei erfolgreichen Vorstdsse der beiden
grinen Kantonsrate Florian Meier und Thomas Schweizer ausgearbeitet werden.
Dieser Kompromiss ist langst Gberféllig. Es ist an der Zeit, alte Zdpfe abzuschnei-
den und die Verkehrspolitik nicht mehr einzig und allein auf das Auto auszurich-
ten. Die jahrzehntelange Ausrichtung auf das Auto ist nicht mehr angebracht. Statt
Parkplatze, Auto- und Tiefgaragen brauchen wir angesichts der Klimakrise und
zunehmend verdichteter Siedlungsgebiete mehr 6kologischen Griinraum, der
auch gute Lebensbedingungen fur grosskronige, schattenspendende Baume bietet.
Es ist an der Zeit, autoarme und autofreie Siedlungen zu fordern, statt sie mit un-
nétigen Gesetzen und Vorschriften auszubremsen. Es ist an der Zeit, den 6ffent-
lichen Raum nicht mehr nur mit Autoparkplatzen zuzupflastern.

Mit dem Kompromiss erhalten die Gemeinden den nétigen Handlungsspielraum,
um den veranderten Mobilitatsbedurfnissen Rechnung tragen zu kénnen. Zudem
wird mit dem Kompromiss die Zweckbindung des Parkplatzersatzabgabefonds
leicht gelockert werden. Fir die Alternative Liste — wir sind hauptsachlich OV-
Nutzerinnen und -Nutzer und Fussgangerinnen und Fussganger — sollen die rund
30 Millionen Franken, welche im Ersatzabgabefonds vor sich hin schlummern,
weil sie nicht ausgegeben werden kdnnen, auch fiir die Forderung des Fuss- und
Veloverkehrs genutzt werden konnen. Wir werden darum den entsprechenden
Minderheitsantrag der Griinen untersttitzen. Auch wenn der Jubel Gber den Kom-
promiss heute gross ist, mochte ich festhalten, dass wir mit dem Kompromiss nur
ein Mikroschrittchen auf dem Weg zu einer autoarmen Gesellschaft vorwartsge-
kommen sind.
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Das Auto ist leider nach wie vor eine heilige Kuh. Die aktuellen Zahlen sprechen
eine deutliche Sprache. Bei rund 9 Millionen Einwohnerinnen und Einwohnern
gibt es 4,7 Millionen Autos, eine enorme Zahl. Babys, Kinder, Jugendliche und
Menschen, die kein Auto besitzen, missen wir abzahlen. 4,7 Millionen Autos, die
Larm, Gestank und schlechte Luft hinterlassen, damit leisten wir uns einen enor-
men Luxus. Im Kanton Ziirich sieht das Verhaltnis &hnlich aus. Ich beziehe mich
dabei auf die Zahlen des Statistischen Amtes des Kantons Zirich aus dem Jahr
2020. Damals waren im Kanton Zurich 729'000 Personenwagen zugelassen. Da-
mals lebten 1,55 Millionen Menschen im Kanton Zirich. Auf 1000 Einwohnerin-
nen kamen also 474 Autos. Im Furttal kamen auf 1000 Einwohnerinnen 613 Au-
tos, in der Stadt Zirich auf 1000 Einwohnerinnen 324 Autos, also fast die Halfte
gegeniber dem Furttal. 95 Prozent aller Autos hatten einen Benzin- oder Diesel-
motor. Diese 729'000 Fahrzeuge machten 70 Prozent aller Motorfahrzeuge aus.
Und noch eine andere spannende Zahl aus dem Jahr 2020: Laut Arealstatistik be-
decken Strassen und Parkplatze rund 5 Prozent der Flache des Kantons Zirich.
Nochmals, wir leisten uns einen enormen Luxus mit toter Materie.

Es ist also evident, dass wir eine andere Verkehrspolitik anstreben missen: Mehr
OV, mehr Velo- und Fussverkehr, mehr Carsharing und vor allem auch eine Um-
schichtung von Arbeitsplatzen dorthin, wo die Menschen wohnen, und umge-
kehrt. Der gestrige historische Abstimmungserfolg gegen den Ausbau der Auto-
bahnen (in der eidgendssischen Volksabstimmung) ist ein enorm wichtiges Signal,
um endlich eine andere Verkehrspolitik in die Wege zu leiten. Auch der Kanton
Zirich hat den Ausbau abgelehnt, dies muss die Volkswirtschaftsdirektorin und
Verkehrsministerin kiinftig ernst nehmen.

Nochmals zusammengefasst: Auch wenn es nur ein Mikroschrittchen hin zu einer
anderen Verkehrs- und Mobilitatspolitik ist, wird die Alternative Liste auf den
Parkplatzkompromiss eintreten. Wir bedanken uns bei den Griinen, die mit den
Vorstéssen eine wichtige Diskussion in der Kommission ermdglichten, und na-
tirlich auch der Kommission, welche den vorliegenden Kompromiss ausgearbei-
tet hat. Besten Dank fur Ihre Aufmerksamkeit.

Theres Agosti Monn (SP, Turbenthal): Wir haben es von Andrew Katumba ge-
hort, wir unterstltzen eine Flexibilisierung der Parkplatzregelungen. Die SP un-
terstutzt auch eine Verschlankung des PBG. Bei der Weglassung in Artikel 242
Absatz 2 tun wir dies im Selbstverstandnis, dass jedenfalls eine korrekte Interes-
senabwagung mit den weiteren 6ffentlichen Interessen gewéhrleistet ist. Es sind
dies die Interessen des Verkehrs, des Schutzes von Wohngebieten, des Schutzes
von Natur- und Heimatschutzobjekten und von Luft und Gewéssern. Diese Auf-
zdhlung ist in den Erwédgungen aufzufihren. In der Verdichtung muss dem 6ffent-
lichen Raum Sorge getragen werden. Die Akzeptanz der Verdichtung und von
dichterer Bebauung h&ngt von der Qualitat der Zwischenrgume ab.

Noch eine Bemerkung zu den Unterschieden zwischen Stadt und Land: Die Mo-
bilitdt entwickelt sich laufend weiter, leider nicht in urbanen Gebieten wie auf
dem Land oder umgekehrt. Leider nehmen die Autos pro Einwohner auf dem
Land nicht gleichermassen wie in urbanen Gebieten ab. In der Abstimmung von
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Nutzungsbeddrfnissen ist die Differenz zwischen den Mobilitatsbedrfnissen von
landlichen und urbanen Gebieten zu beachten.

Wir von der SP wollen generell keine Uberbelastung des ¢ffentlichen Raums. Es
gilt fiir eine zukunftsorientierte Parkplatzregelung eine flexible Mdglichkeit zu
geben. In diesem Sinne stimmen wir flr Eintreten.

Florian Meier (Griine, Winterthur): Als Initiant einer der beiden parlamentari-
schen Initiativen mochte ich doch einmal rasch das Wort ergreifen. Wenn Sie eine
Initiative mit einem Absatz eingereicht haben und dann etwas mit etwa sieben,
acht Abséatzen zuriickbekommen, dann sind Sie vielleicht schon etwas skeptisch,
ob das jetzt gut kommt, was Sie da wollten. Ich kann aber sagen: Der Geist der Pl
bliebe erhalten, im Gegenvorschlag ist Paragraf 242 so geblieben, wie ich das
gedacht hatte. Aber um was geht es denn genau? Eigentlich wollte oder will ich,
dass Sie zukunftig nicht mehr Ihr Velo in der Wohnung aufhdngen mussen. Ich
will, dass die Gemeinden unter «Verkehrsmitteln» nicht nur Autos verstehen, son-
dern auch Velos, Trottis und sonstige fahrzeugahnliche Gerate, die faG, wie sie
heute auf dem Schulweg haufig benutzt werden. Wieso will ich das? Das Velo ist
das klimafreundlichste Verkehrsmittel, das wir in der Schweiz haben, neben den
Fussen natdrlich. Zwei Drittel aller Schweizer besitzen ein oder mehr Velos. Die
BZO, die Bau- und Zonenordnungen, schreiben aber noch immer zu wenig Platz
vor. In manchen oder in vielen Bauzonenordnungen stehen 3 Quadratmeter fir
Velos pro Wohnung, 3 Quadratmeter. Ich will Sie jetzt nicht mit grossen Zahlen
aufhalten oder so, darum bleibe ich bei den kleinen Zahlen: 3 Quadratmeter pro
Wohnung, das genlgt fur ein bis zwei Velos, ein oder 0,9 Velos. Also ein Velo
braucht, wenn es perfekt aufgehangt und perfekt eingeteilt ist, 0,9 Quadratmeter.
Das ist alles ein bisschen zu technisch, darum: Sie kénnen auf diesem Platz ma-
ximal ein bis drei Velos unterbringen. Wenn Sie eine vierkopfige Familie haben,
dann bleibt mindestens ein Velo draussen oder in der Wohnung. Wenn der Vater
noch ein teures Rennvelo hat, dann sind es fiinf, wo stellen Sie die hin? Sie kénnen
sich selber ausrechnen, wie viel Platz da noch bleibt, und in vielen der Bau- und
Zonenordnungen ist das noch so geregelt. Also mindestens ein Velo muss
draussen bleiben, dieser Zustand ist unhaltbar. Es braucht die PI respektive den
Gegenvorschlag, damit wir mehr Platz fir die Velos bekommen.

Ich unterstiitze den Gegenvorschlag daher gerne fir einen klimafreundlichen Ver-
kehr, flir eine lebensfreundlichere Mobilitat, fir die n&chsten Generationen.
Danke.

Regierungsrat Martin Neukom: Zuerst vorneweg, ich finde es bemerkenswert,
dass es beim sehr kontroversen Thema «Parkplatze» gelungen ist, in der Kom-
mission einen tragfahigen Kompromiss zu finden, der schlussendlich in der Kom-
mission einstimmig verabschiedet wurde. Hier wurde einiges an politischer Arbeit
geleistet, besten Dank.

Ziel dieser VVorlage ist die Flexibilisierung, wenn ich das so zusammenfassen darf,
die Flexibilisierung der Parkierungsregelungen im Planungs- und Baugesetz.
Heute gibt es VVorgaben an die Grundeigenttimerinnen und Grundeigentiimer, wie
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viele Parkplatze sie auf ihrem Grundstiick errichten mussen. Es geht in dieser
Vorlage also nicht um die Offentlichen Parkplétze, wie die blauen Zonen bei-
spielsweise, sondern um die Parkplatze auf dem privaten Grundstiick. Die Ge-
meinden erlassen dann im Rahmen ihrer BZO Vorgaben im Rahmen dessen, wie
es das PBG ihnen vorschreibt. Die ursprungliche Absicht dieser Regelung — sie
Ist schon alter — war, dass man verhindert, dass die Autos einfach irgendwo im
offentlichen Raum herumstehen. Man hat daher eine Pflicht eingefiihrt, dass
Grundeigentimerinnen und Grundeigentimer auf ihren Grundstiicken dafiir zu
sorgen haben, dass dort die Fahrzeuge abgestellt werden kénnen. Diese Regelung
stammt aus den Neunzigerjahren, es ist klar, dass sich seither gerade die Mobili-
tatsbedurfnisse stark gedndert haben. Zum Auto sind Fahrrader und Elektrofahr-
rader und ahnliche Gerate hinzugekommen, der OV wurde ausgebaut. Und so ist
der Verkehr heute, so kann man sagen, differenzierter, als er das vermutlich in
den Neunzigerjahren war. Es gibt heute in urbanen Gebieten Haushalte, die kein
Auto haben.

In der Stadt Zurich sind es 50 Prozent der Haushalte, die kein Auto haben. Das ist
vermutlich weniger eine Frage der politischen Einstellung, sondern mehr eine
Frage des Angebots. Wie gut ist die Erschliessung mit dem 6ffentlichen Verkehr
oder wie gut kann man sich zu Fuss oder mit dem Fahrrad fortbewegen? Auf dem
Land ist es anders, da haben die allermeisten Haushalte ein eigenes Auto. Es
macht daher Sinn — und das ist der Regierung besonders wichtig —, es macht Sinn,
differenzierte Regelungen zu ermdglichen. Denn es macht keinen Sinn, in der
Stadt und auf dem Land die gleichen Regeln anzuwenden, und deshalb ist es sinn-
voll, dass man den Gemeinden hier den Spielraum ermdglicht.

Nun ist es so, dass heute gewisse Hauseigentiimer auch dann Parkplatze auf ihren
Grundstticken realisieren missen, wenn sie selber gar kein Auto besitzen. Und
gerade im urbanen Raum, dort, wo der Raum knapp ist, muss haufig unterirdisch
gebaut werden. Das bringt dann auch sehr hohe Kosten mit sich, wenn Tiefgara-
gen erstellt werden missen, die dann nur zur Halfte benutzt werden, weil der Au-
toanteil dort geringer ist. Deshalb ist es aus meiner Sicht sinnvoll, dass man diese
Vorgaben flexibilisiert, namlich: Dort, wo die Regelung noch nétig ist, auf dem
Land, konnen die Gemeinden das beibehalten und dort, wo es nicht nétig ist, viel-
fach in urbanen Gebieten, hat man mehr Flexibilitat diesbeztglich. Ich freue mich,
dass dieser Kompromiss zustande gekommen ist und in der KPB ein Kompromiss
gefunden wurde.

Die Baudirektion hat eine Vernehmlassung durchgefuhrt, die Kommissionsprési-
dentin hat das schon erwéahnt. Wir haben diese Vorlage der KPB vernehmen las-
sen. Die Gemeinden und ihre Verb&nde haben diese Anpassungen mehrheitlich
begrusst, und bei den anderen Teilnehmenden der Vernehmlassung ging es sehr
weit auseinander, dort waren die Meinungen etwas weiter auseinander. Ich denke,
das hat auch geholfen, nachher den Kompromiss noch so zu gestalten, dass man
doch eine gute Mehrheit findet. Der Regierungsrat beflirwortet das Eintreten auf
diese Vorlage. Besten Dank.

Eintreten
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Ist beschlossen, nachdem kein anderer Antrag gestellt worden ist.
Detailberatung

Titel und Ingress
I. Das Planungs- und Baugesetz vom 7. September 1975 wird wie folgt gedndert:
§ 242

Keine Bemerkungen; genehmigt.

8§ 243. Il. Erstellungspflicht
Abs. 1

Keine Bemerkungen; genehmigt.

Abs. 2

Minderheitsantrag Barbara Griter, Theres Agosti Monn, Jonas Erni, Walter
Honegger, Andrew Katumba, Domenik Ledergerber, Peter Schick:

2 Auf Antrag der Bauherrschaft kann in der Baubewilligung eine tiefere Zahl an
erforderlichen Abstellplatzen festgelegt werden.

Barbara Franzen (FDP, Niederweningen), Prasidentin der KPB: Paragraf 243
Absatz 2 ist jetzt so ein Fall, bei dem sich die Kommission dann nicht ganz einig
war. Grundsétzlich muss es auch in der Meinung der Kommission so bleiben, dass
weiterhin keine Verlagerung von Parkplatzen in den 6ffentlichen Raum stattfin-
den soll. Nun ist bei Paragraf 243 Absatz 2 die Mehrheit der Meinung, dass die
Reduktion der Abstellplatze im Einzelfall durch die 6rtliche Baubehdrde bewilligt
werden soll, aber auch nur unter der Voraussetzung, dass keine Verlagerung in
den Offentlichen Raum stattfindet.

Eine Minderheit, bestehend aus SVP und SP, erachtet hingegen das Verhindern
der Verlagerung in den 6ffentlichen Raum als bereits gentigend geregelt und be-
antragt den Verzicht auf die aus ihrer Sicht nicht nétige Verdoppelung.

Ich beantrage Ihnen namens der Kommissionsmehrheit die Zustimmung zum
Kommissionsantrag.

Barbara Griter (SVP, Rorbas): Dieses Thema «Parkierung» ist ein diffiziles
Thema und wir hatten lange daruber zu debattieren. Es miissen unbedingt Abstell-
platze verlangt werden, weil durch das Streichen dieser Pflicht sonst irgendwann
keine Abstellmdglichkeiten mehr vorhanden sein werden. Es ist aber auch ver-
standlich, dass es gute Grinde gibt, auf Abstellplatze verzichten zu kénnen. Es
soll moglich werden, auf Abstellplétze verzichten zu kénnen, wenn dies vom Bau-
herrn explizit gewinscht wird und dies auch gut begriindet werden kann oder
wenn Mobilitatskonzepte vorliegen. Die Gemeinden sollen die Kompetenz haben
oder neu erhalten, diese Ausnahmebewilligung zu sprechen beziehungsweise Ab-
stellplatze legitim zu reduzieren oder ganz zu erlassen. Der Minderheitsantrag gibt
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den Gemeinden also eine erweiterte Kompetenz und dies ist in einem foderalisti-
schen System eigentlich kein falscher Weg. Die Gemeinden konnen ja die Situa-
tion und die Lage in ihren Kommunen einschétzen und ihre Gebiete planerisch
am besten einschatzen und weiterentwickeln.

Und wenn sie keine Erstellungspflicht mehr haben, wird der Druck auf den 6f-
fentlichen Grund aber auch grésser. Und einen Bauherrn im Nachhinein zu mehr
Abstellmoglichkeiten zu verpflichten, ist leider auch nicht mdglich; nicht nur,
weil dann schon fertig gebaut ist, sondern weil dann auch die Eigentumsverhalt-
nisse gedndert haben kdnnen. Es bringt also eigentlich nichts, dann Scheinlésun-
gen zu prasentieren, die in der Praxis nicht oder nur schlecht umsetzbar sind.
Dieser Minderheitsantrag ist sicher eine gute Kompromisslosung, nicht win-
schenswert perfekt, aber eben fir einmal ein guter Kompromiss.

Andrew Katumba (SP, Zirich): Gerne gebe ich meine Interessenbindung bekannt:
Ich habe ein Auto — das ist zwar auf meine Frau eingeldst —, ich habe ein E-Bike
und fur beide Verkehrsmittel habe ich keinen Parkplatz. Ich wohne in der Altstadt
der Stadt Zirich. Dort gibt es nicht mal eine blaue Zonenkarte, das heisst, ich bin
somit gezwungen, sowohl mein Fahrrad ausserhalb des Geb&udes irgendwo auf
offentlichem Grund als auch mein Auto respektive das Auto meiner Frau in einer
blauen Zone eines anderen Quartiers abzustellen.

Wir sprechen jetzt also einen relativ wichtigen Konflikt an, etwas, das wir heute
nicht 16sen kénnen. Hier geht es eigentlich um die Mehrbelastung des 6ffentlichen
Raums versus die Mdglichkeit, autoarmes Wohnen zu ermdglichen. Ein Parkplatz
in einer Tiefgarage kostet im Durchschnitt zwischen 50’000 und 90'000 Schweizer
Franken. Die Kosten fir ungenutzte Parkplatze werden auf die Mietenden umge-
legt und erh6hen somit die Preise fir alle Bewohnerinnen und Bewohner, unab-
hangig davon, ob sie einen Parkplatz benétigen oder nicht. Dies verteuert insbe-
sondere in urbanen Gebieten, wo viele Menschen — wir haben es mehrmals gehort
— kein Auto besitzen, die sonst schon sehr teuren Mieten. Hier haben Sie die M6g-
lichkeit, dies entsprechend mit dem Antrag der SVP abzufedern. Aktuell sind die
blrokratischen Auflagen fir autoarmes Wohnen erheblich. Bauherren mdissen
umfangreiche Konzepte einreichen und darin ausfiihrlich darlegen, wie ihre Lie-
genschaft an den 6ffentlichen Verkehr angeschlossen ist und dass der 6ffentliche
Raum nicht Gbermassig durch Privatfahrzeuge Gbernutzt wird, wollen sie autoar-
mes Wohnen ermdglichen.

Bereits in Paragraf 242 Absatz 2 ist der Grundsatz festgehalten, dass Fahrzeuge
grundsétzlich auf Privatgrundstiicken zu parkieren seien. Es braucht hier — jetzt
mussen Sie gut zuhOren —, es braucht hier nicht nochmals eine Bekraftigung die-
ses Grundsatzes. Zudem gilt es, die bereits bestehenden birokratischen Hirden
abzubauen. Es ist im Interesse der SP, dass all jene Bauherren, die eine zukunfts-
orientierte und nachhaltige Mobilitdt fordern mochten, dies mdglichst einfach
und, gerichtet an die Mitte und die FDP, mdglichst unbirokratisch tun kénnen.
Ich bin Gberzeugt, wir werden hier keine Losung finden. Es ist an den Gemeinden,
hier eine verniinftige Regelung zu finden. Sie kennen die Entwicklung in der Stadt
Zirich, Sie haben wahrscheinlich von diesem «Bieler Modell» schon gehort, das
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jetzt in der Stadt Zirich diskutiert wird: Dort erhalten oder sollten nur jene — ich
sage jetzt mal Menschen — eine blaue Zonenkarte erhalten, die beweisen kdnnen,
dass sie auf ihrem Grundstick oder auf dem Grundstiick, wo sie leben, keinen
Parkplatz haben. Grundsétzlich bin ich der Meinung — es wird wahrscheinlich ein
darwinistisches Modell sein —, dass wir den Bauherren ermdglichen missen, au-
toarmes Wohnen zu realisieren. Gleichzeitig wird der Druck auf den 6ffentlichen
Grund wahrscheinlich zunehmen. Und es wird jene Gemeinden verpflichten, die
heute keine Parkplatzbewirtschaftung haben, auf ihrem 6ffentlichen Grund eine
einzufuhren. Also an diesem Weg geht nichts vorbei. Und in einem weiteren
Schritt geht es dann in diese Richtung, dass nach der Einfuhrung einer offentli-
chen Bewirtschaftung entsprechend auch ein Management stattfindet und die
Menge an o6ffentlichen Parkplatzen auf offentlichem Grund dann entsprechend
reguliert wird. Wir haben es gehort, es gibt gewisse Gemeinden, wo die — ich sage
jetzt mal — Einwohnerinnen und Einwohner zwei oder drei Fahrzeuge haben. Es
gibt aber auch jene Gemeinden, in denen die Hélfte der Bevolkerung kein Fahr-
zeug hat. Also ich denke, da braucht es wahrscheinlich dann in den Gemeinden in
den kommenden Jahren gewisse Korrekturen. Hier méchten wir ein paar ... (Die
Redezeit ist abgelaufen.)

Stephan Weber (FDP, Wetzikon): Ich will es kurzhalten: Mit diesem neuen Absatz
kann eine Bauherrschaft in einem Baugesuch eine tiefere Anzahl von Abstellplat-
zen beantragen. Wenn in einem Gebdude der Dachstock ausgebaut wird, fehlen
oft die notwendigen Abstellpléatze dafiir. Wenn heute in einer Gemeinde kein Er-
satzabgabefonds besteht, kann deshalb eine sinnvolle innere Verdichtung ver-
wehrt werden. Und das ist der Kern dieses neuen Absatzes.

Der FDP ist es auch wichtig, dass der 6ffentliche Grund dadurch nicht tibermassig
durch Parkplétze beansprucht wird, und deshalb unterstiitzen wir den SVP- und
SP-Minderheitsantrag nicht. Bemerkenswert ist zudem, dass dieser Absatz im
PBG ohne eine Anpassung der kommunalen Bauordnung sofort direkt angewen-
det werden kann. Die FDP stimmt fur den Kommissionsantrag und lehnt den Min-
derheitsantrag ab.

Thomas Wirth (GLP, Hombrechtikon): Der offentliche Grund, von dem wir hier
sprechen — das sind in besonderem Ausmass Strassen und Platze —, muss ver-
schiedenste Aufgaben erfiillen, beispielsweise Verkehrsflache fur die zu Fuss Ge-
henden, fir die Velofahrenden, flr die Automobilistinnen, fir den Giter- und Lie-
ferverkehr oder auch fir den OV. Gleichzeitig haben wir die Aufgabe, die Auf-
enthaltsqualitat zu verbessern und die Anpassung an den Klimawandel oder be-
zuglich Klimahitze, bezlglich der Siedlungserhitzung zu korrigieren. All diese
Aufgaben muss der 6ffentliche Raum erftllen.

Gleichzeitig haben wir den Grundsatz, dass eben die Parkierung, die fir diese
Gebaude notig ist, auf den privaten Grundstticken zu erfolgen hat. Wir erleichtern
jetzt mit dieser Vorgabe, dass es einfacher werden soll, hier zu reduzieren, wenn
man diese Parkpléatze nicht braucht, weil es tatséchlich gut sein kann, dass eine
Alterssiedlung wesentlich weniger Parkplatze braucht, weil ganz viele Leute, die
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dort wohnen, gar nicht mehr mit dem Auto unterwegs sind. Es kann auch andere
Griinde geben, wie von Stephan Weber erwéhnt, um die Parkplatze zu reduzieren.
Hier sind wir aber ganz klar der Ansicht, dass es diese Interessenabwégung
braucht, wenn wir davon abweichen: Sind es geniigend Abstellplatze oder wie
viele sind es dann genau, die Sie dann auf lhrem privaten Grundsttick erstellen
miussen? Denn es kann eben nicht noch eine zusétzliche Aufgabe sein, hier im
offentlichen Raum private Abstellplatze zu erstellen. Aus diesem Grund ist die
GLP der Ansicht, dass wir diese Erganzung brauchen, damit die Interessenabwaé-
gung sauber gemacht werden kann.

Thomas Schweizer (Griine, Hedingen): Hier bei diesem Artikel geht es darum, die
Bedingungen zu schérfen, wann eine tiefere Zahl an erforderlichen Abstellplatzen
bewilligt werden kann, als gemass lokaler VVerordnung vorgesehen wére. Ausnah-
men fur autoarme Siedlungen sind heute nur in Gemeinden mdglich, welche die
Maglichkeit explizit in der BZO vorsehen. Und da war Andrew Katumba eben
etwas zu wenig prazise, auch die Kommissionsprasidentin hat von diesen Mobi-
litdtskonzepten gesprochen. Diese gibt es aber nur in wenigen Gemeinden. Mit
diesem neuen Paragrafen soll eben in allen Gemeinden eine Unterschreitung még-
lich sein. Der Grundsatz, dass auf 6ffentlichem Grund nicht parkiert werden soll,
steht schon seit 50 Jahren im PBG. Wenn Sie auf die Strassen schauen, dann ist
die Realitat eine andere. Darum verlangen wir, dass dieser Anspruch, dass eben
nicht im 6ffentlichen Raum parkiert wird, explizit auch hier nochmals bei dieser
Ausnahme formuliert wird. In der Bewilligung der kommunalen Baubehérde soll
dann auch festgelegt werden, was passiert, wenn die Bewilligung erteilt, aber den-
noch der 6ffentliche Raum mit Autos Uberstellt wird. Wenn es um ein einzelnes
Auto geht, ja gut, aber wenn gréssere Bauten mit 30, 50 oder 100 Wohnungen
bewilligt und nur sehr wenige Autoabstellplatze vorgesehen werden, so sind
durchaus Auflagen zu formulieren, welche eingehalten, nachgewiesen und kon-
trolliert werden. Insbesondere sind einschneidendere Auflagen auch bei Besitzer-
wechsel sicherzustellen, damit die Bewilligungsvoraussetzungen auch langfristig
eingehalten werden. Dies erfolgt idealerweise durch eine Anmerkung im Grund-
buch. Damit wird sichergestellt, dass die Auflage auch bei einem Besitzerwechsel
noch eingehalten werden muss.

Barbara Gruter (SVP, Rorbas) spricht zum zweiten Mal: Es ist mir einfach noch
wichtig zu sagen, dass Sie die Losung des Kommissionsantrags leider in der Pra-
Xis gar nicht umsetzen kénnen. Denn Sie kénnen ja nicht im Nachhinein einen
Bauherrn zur Rechenschaft ziehen, wenn dann der Druck auf den Offentlichen
Raum zunimmt, wenn keine Parkplatze erstellt werden. Und meistens sind ja dann
vielleicht auch schon die Eigentumsverhéltnisse anders. Also Sie kdnnen das nicht
nachtraglich korrigieren. Deshalb: Wenn Sie das ins Gesetz schreiben, dass es
nachtréglich korrigiert werden muss, dann weiss ich nicht, wie man das dann um-
setzen will. Die Gemeinden mit einem Abgabefonds kdnnen ja weiterhin mit die-
sem Fonds arbeiten und kdnnen den Fonds dann auch dazu verwenden, die Ab-
stellpléatze zu erstellen. Dann wachst der Druck auf den 6ffentlichen Grund nicht,
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weil ja dann eine Moglichkeit besteht. Und ja, wenn Sie natdrlich Bewilligungen
sprechen, die die Abstellplatze aufheben, dann gehen Sie das Risiko ein, dass dann
tatsachlich der Druck auf den offentlichen Grund zunimmt. Aber die Gemeinden
kdnnen diese Lage ja am besten einschéatzen und diese Ausnahmebewilligungen
dann auch sprechen oder das den Bauherren dann eben erlassen, weil es eine gute
Begriindung dazu gibt. Und ich glaube, jede Gemeinde ware auch verninftig ge-
nug, dann ein Mobilitdtskonzept oder irgendetwas zu verlangen. Denn die Ge-
meinde kann ja auch nicht einfach zulassen, dass dann alle Fahrzeuge auf dem
offentlichen Grund stehen. Sie kann aber zum Beispiel auch eine Nachtparkge-
bihr einfihren, dann kann sie dieses Problem auch teilweise beheben. Es ist eine
schwierige Diskussion mit diesen Parkplatzen, aber ich denke, mit diesem Min-
derheitsantrag haben wir sicher einen guten Kompromiss gefunden. Man sieht das
ja auch daran, dass es fast eine unheilige Allianz ist. Aber es ist sicher die bessere
Losung als eine Scheinlésung, wo man den Bauherrn im Nachhinein zu irgendet-
was verpflichten soll, was faktisch ja gar nicht mehr méglich sein wird, wenn
schon fertig gebaut ist. Danke.

Abstimmung

Der Kommissionsantrag wird dem Minderheitsantrag von Barbara Griter
gegenubergestellt. Der Kantonsrat beschliesst mit 94 : 84 Stimmen (bei 0 Ent-
haltungen), dem Antrag der Kommission zuzustimmen.

§ 244. 111. Lage und Gestaltung

Abs. 1

Minderheitsantrag von Thomas Wirth, Nathalie Aeschbacher, Theres Agosti
Monn, Jonas Erni, Andrew Katumba, Thomas Schweizer, Wilma Willi:

! Die Abstellplatze missen gut zuganglich sein und in nitzlicher Entfernung zum
Baugrundstiick liegen. Dabei sind die Verkehrsmittel unterschiedlich zu betrach-
ten.

Barbara Franzen (FDP, Niederweningen): Bei Paragraf 244 Absatz 1 bis 4 sind
gleich mehrere Minderheitsantrdge zu erwéhnen, ich spreche im Sinne der Effizi-
enz gleich zu allen dreien.

Es besteht Einigkeit darin, dass Abstellplatze grundséatzlich gut zuganglich und in
nitzlicher Entfernung zum Grundstilick liegen sollen. Hier geht es um Absatz 1.
Eine Minderheit aus SP, GLP und Griinen aber wiinscht nun, eine Differenzierung
nach Verkehrsmittel einzufiihren, da die im Gesetz erwéhnte nutzliche Entfernung
je nach Wabhl eines Verkehrsmittels unterschiedlich betrachtet werden misse. Die
Kommissionsmehrheit, bestehend aus SVP, FDP und Mitte, erachtet dies indes
nicht als notwendig. Dies sei ja sowieso gegeben.

Auch bei Absatz 3 von Paragraf 244 sind die gleichen Mehr- und Minderheiten
unterschiedlicher Ansichten. So beantragt die Minderheit aus SP, GLP und Gru-
nen bei Paragraf 244 Absatz 3, dass sich die Verpflichtung fur unterirdische oder
Uberdachte Abstellplatze auf Motorfahrzeuge beschrénken soll.
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Und wiederum die gleiche Minderheit wiinscht, einen neuen Absatz 4 einzufiigen,
welcher die Ausstattungsanforderungen an Abstellplatze erwéahnt haben will. Ge-
regelt werden sollen beispielsweise die Anforderungen, wenn es sich um Ladesta-
tionen handelt, in den kommunalen BZO. Die Mehrheit erachtet dies nicht als
notwendig. Dies sei Sache der Bauherrschaft und eigentlich grundsatzlich State
of the Art, so wie man heute baue.

Im Namen der KPB empfehle ich Ihnen Zustimmung zur Kommissionsmehrheit
bei den Absatzen 1, 3 und 4 von Paragraf 244.

Thomas Wirth (GLP, Hombrechtikon): Ich folge dem Beispiel von Barbara teil-
weise und spreche zu den Absétzen 1 und 3.

Wir haben heute, wie bereits beim Eintreten erwahnt, eine Vielfalt an Verkehrs-
mitteln. Wir haben Velos in unterschiedlichster Bauart, beispielsweise dreiradrige
Elektrovelos fir &ltere Personen, die sich damit sicherer fiihlen, weil das Fahrrad
stabiler ist. Wir haben Lastenrader, die grossere Radstande haben. Wir haben An-
hanger, die mit den Fahrrédern unterwegs sind. Wir haben elektrische Kleinfahr-
zeuge, die mit 30 oder 25 oder 45 Kilometer pro Stunde unterwegs sind. Wie ha-
ben die Autos. Wir haben ganz viele unterschiedliche Verkehrsmittel, die benutzt
werden, um die Mobilitatsbedurfnisse zu befriedigen. Und gleichzeitig haben wir
Autos, die zu 50 Prozent dazu genutzt werden, um weniger als 5 Kilometer zu
fahren. Das heisst, hier gébe es sicher ein grosses Potenzial, wie man gewisse
Autofahrten reduzieren und auf andere Verkehrsmittel umlenken konnte. Um dies
zu erreichen, schreibt dieser Paragraf vor, dass die Verkehrsmittel unterschiedlich
behandelt werden, dass es eine Forderung durch den Komfort gibt, dass die ein-
fachste und beste Lésung eben die ist, die direkt vor der Tar liegt und komfortabel
ist. Und in diesem Sinne bitte ich Sie, stimmen Sie diesem Minderheitsantrag in
Absatz 1 zu, damit die Gemeinden genau diese Regelungen auch so machen wer-
den.

Und in Absatz 3 geht es darum, dass eigentlich nur die Autos unter dem Boden,
in der Tiefgarage versorgt werden missen und die anderen Verkehrsmittel nicht.
Bitte stimmen Sie deshalb auch diesem Minderheitsantrag zu.

Stephan Weber (FDP, Wetzikon): Zu Absatz 1. Die Formulierung gemass der
Kommissionsmehrheit beinhaltet gegentber dem geltenden Recht eine geringfu-
gige Erganzung bezuglich der Zuganglichkeit. Die Kommissionsminderheit for-
dert zudem, dass die Verkehrsmittel unterschiedlich zu betrachten sind. Das kann
man ja ohnehin tun. Es blaht die baurechtliche Abklarung unnétig auf und
schrénkt die Flexibilitat ein. Dies ist nicht im Sinne der FDP. Die FDP stimmt fur
den Kommissionsantrag und lehnt den Minderheitsantrag ab.

Thomas Schweizer (Griine, Hedingen): Bei diesem Zusatz, dass die Verkehrsmit-
tel unterschiedlich zu betrachten sind, geht es eben insbesondere auch um die Zu-
ganglichkeit fir Velofahrende. Denn sie sollen fahrend den Abstellplatz erreichen
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kodnnen und eben nicht das Velo tragen mussen. Bei den Autos ist es eine Selbst-
verstandlichkeit, dass man das Auto nicht in die Garage hinuntertragt, aber bei
den Velos eben nicht, und darum muss man das unterschiedlich betrachten.

Wir haben auch von Distanzen gesprochen. Um einen Autoabstellplatz aufzusu-
chen, sind 300 Meter zumutbar, fur einen Veloabstellplatz ist das eben unzumut-
bar, darum braucht es diese Differenzierung.

Gleich noch zu Absatz 3: Hier geht es darum, den Status quo zu erhalten. VVorher
waren Motorfahrzeuge nicht explizit erwahnt, aber eben gemeint, und das haben
wir jetzt neu ergéanzt.

Abstimmung

Der Kommissionsantrag wird dem Minderheitsantrag von Thomas Wirth
gegenibergestellt. Der Kantonsrat beschliesst mit 90 : 88 Stimmen (bei 0 Ent-
haltungen), dem Minderheitsantrag zuzustimmen.

8 244. Abs. 2
Keine Bemerkungen; genehmigt.

§ 244. Abs. 3

Minderheitsantrag Thomas Wirth, Nathalie Aeschbacher, Theres Agosti Monn,
Jonas Erni, Andrew Katumba, Thomas Schweizer, Wilma Willi:

3Eine angemessene Anzahl Abstellplatze ist an leicht zuganglicher Lage fiir Be-
sucher vorzusehen. Die nicht fir Besucher vorgesehenen Abstellplatze fiir Motor-
fahrzeuge mussen unterirdisch angelegt oder tberdeckt werden, wenn dadurch
die Nachbarschaft wesentlich geschont werden kann, die Verhaltnisse es gestatten
und die Kosten zumutbar sind.

Stephan Weber (FDP, Wetzikon): Zu Absatz 3: Die Kommissionsminderheit will,
dass nur Abstellplatze fiir Motorfahrzeuge tUberdeckt oder unterirdisch angeordnet
werden mussen. Dies widerspricht dem Geist ist dieser Gesetzesrevision, die fle-
xibel nutzbare Abstellflachen fiir alle Verkehrsmittel ermoglichen soll. Ich kann
mir gut vorstellen, dass kiinftig jede Wohneinheit tber eine flexibel nutzbare Ab-
stellflache in einer Sammelgarage verflgt. Die Abstellflache dient fir Fahrzeuge,
Motorrader, Lastenvelos, Fahrrader et cetera, halt einfach fur das, was die Bewoh-
ner bendtigen oder bevorzugen.

Diese Abstellflichen wéren flacheneffizient und witterungsgeschiitzt und der
Stromanschluss auch kein Problem. Wir brauchen keine Bevorzugung von einzel-
nen Verkehrsmitteln bei der Parkierung. Es macht zudem Sinn, dass auch Fahr-
radabstellplatze fur Bewohner Uberdacht sind. Ich konnte in der Diskussion nie
verstehen, was fur alte Krampfe hier noch in den Kopfen der linksgriinen Ratsseite
herumgeistern. Die FDP stimmt fur das geltende Recht und lehnt den Minder-
heitsantrag ab.
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Ratsprasident Jirg Sulser: Einfach noch zur Information: Wir werden das Ge-
schaft 5 heute fertigmachen, und nachher haben wir noch eine Fraktionserklarung
der Grinen.

Abstimmung

Der Kommissionsantrag wird dem Minderheitsantrag von Thomas Wirth
gegenibergestellt. Der Kantonsrat beschliesst mit 90 : 88 Stimmen (bei 0 Ent-
haltungen), dem Minderheitsantrag zuzustimmen.

8 244. Absatz 4 (neu)

Minderheitsantrag Thomas Wirth, Nathalie Aeschbacher, Theres Agosti Monn,
Jonas Erni, Andrew Katumba, Thomas Schweizer, Wilma Willi:

“In der Bau- und Zonenordnung kdnnen die Anforderungen an die Ausstattung
der Abstellpléatze genauer geregelt werden.

Thomas Wirth (GLP, Hombrechtikon): Hier geht es darum, dass die Gemeinden
die Mdoglichkeit bekommen, eine Regelung zu treffen, die eigentlich genau im
Sinne des heutigen Traktandums 3 (Vorlage 5921a) ist, dass sie also beispiels-
weise vorschreiben konnen, dass es Ladepunkte bei gewissen Abstellplatzen
braucht. Wir erachten diese Regelung als sinnvoll und zielfiihrend und méchten
dies den Gemeinden Uberlassen, dass sie das diskutieren und beschliessen kdnnen,
und nicht hier im Kantonsrat grundsétzlich verhindern.

Stephan Weber (FDP, Wetzikon): Es ist nicht an der 6ffentlichen Hand, generell
Detailanforderungen an die Ausstattung von Abstellplatzen zu bestimmen. Dies
ist ein massloser Eingriff in das Privateigentum, ohne dass ein wesentliches 6f-
fentliches Interesse besteht. Die FDP lehnt den Minderheitsantrag ab.

Abstimmung

Der Kommissionsantrag wird dem Minderheitsantrag von Thomas Wirth
gegenibergestellt. Der Kantonsrat beschliesst mit 90 : 88 Stimmen (bei 0 Ent-
haltungen), dem Minderheitsantrag zuzustimmen.

8 247. V. Ersatzabgaben
2. Pflichten der Gemeinden

Ratsprasident Jirg Sulser: Hier liegen neben dem Kommissionsantrag ein Min-
derheitsantrag 1 von Thomas Schweizer und Mitunterzeichnenden sowie ein Min-
derheitsantrag 2 von Stephan Weber und Mitunterzeichneten vor. Da es sich um
gleichwertige Antrdge handelt, stimmen wir darlber im Cupsystem ab.

Barbara Franzen (FDP, Niederweningen), Prasidentin der KPB: Der Kantons-
ratsprasident hat es bereits erklart, es gibt bei Paragraf 247 Absatz 1 zwei Min-
derheitsantrage. Die Kommissionsmehrheit ist der Meinung, dass die urspriingli-
che Absicht, dass mit dem in den Fonds eingelegten Geld in niitzlicher Entfernung
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ein Parkplatz gebaut oder der 6ffentliche Verkehr gefordert werden soll, nicht
mehr zweckmassig sei, da das Geld meist unangetastet im Fondstopf liegenbleibe.
Mit der geplanten Gesetzesédnderung soll nun der Fonds flexibler genutzt und ge-
nerell fir die Mobilitat verwendet werden kdnnen. Das ist der Kommissionsmehr-
heitsantrag.

Eine Minderheit der Grinen hingegen stort sich an der aus ihrer Sicht unklaren
Formulierung, da eben nicht definiert sei, was unter «Mobilitat» zu verstehen sei.
Sie beantragt daher, aufbauend auf dem geltenden Recht, gezielt zu regeln, dass
die Fondsgelder zur Forderung des Fussganger- und Veloverkehrs verwendet
werden drfen.

Eine weitere Minderheit der FDP hingegen lehnt die Neuregelung ganzlich ab.
Insbesondere argumentiert sie mit Griinden der Umwidmung der bisherigen Mit-
tel, die nicht einfach zweckentfremdet werden kdnnten.

Namens der Kommission fiir Planung und Bau beantrage ich Ihnen Zustimmung
zum Kommissionsmehrheitsantrag.

Minderheitsantrag 1 Thomas Schweizer, Wilma Willi:

! Die Gemeinden legen die Abgaben in einen Fonds, der nur zur Schaffung von
Parkraum in nitzlicher Entfernung von den belasteten Grundstticken, zu einem
diesen Grundstiicken dienenden Ausbau des 6ffentlichen Verkehrs oder zur For-
derung des Fussganger- und Veloverkehrs in der Gemeinde verwendet werden
darf.

Thomas Schweizer (Griine, Hedingen): In 53 Gemeinden liegen insgesamt 29
Millionen Franken in den Parkplatzersatzfonds. Aufgrund der eng gefassten
Zweckbindung besteht oft keine Mdglichkeit fur eine sinnvolle Verwendung die-
ses Geldes. Mit der Erweiterung der Zweckbindung soll auf dieses Geld zugegrif-
fen werden kdnnen. Wir Griinen beantragen aber, dass die Zweckbindung nur
leicht erweitert wird. Die bisherige Zweckbindung soll nach wie vor erhalten blei-
ben. Zusatzlich sind die Gelder aber auch fir Verbesserungen im Fuss- und Ve-
loverkehr einsetzbar. Das macht Sinn, da ja der Verzicht auf einen Parkplatz, wel-
cher die Abgabe ausgel6st hat, dazu flhrt, dass die Leute vermehrt zu Fuss oder
mit dem Velo unterwegs sind. Sie missen die Ziele des taglichen Bedarfs besser
erreichen konnen, also die Laden, die OV-Stationen und so weiter. Das ist ja die
Voraussetzung, damit sie kein Auto benotigen.

Die Mehrheit will die Zweckbindung so weit erweitern, dass der Fonds fiir alles,
was mit Mobilitat zu tun hat, eingesetzt werden kann. Eine solch radikale Offnung
untergrabt die Fondslogik. Faktisch verkommt der Fonds zu einem Durchlaufpos-
ten. Ich bitte Sie also, dem Minderheitsantrag 1 zuzustimmen.

Minderheitsantrag 2 Stephan Weber, Barbara Franzen, Simon VIk:
Abs. 1 gemass geltendem Recht.
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Stephan Weber (FDP, Wetzikon): Die FDP will die Verwendung der Fondsmittel
nicht erweitern oder zweckentfremden. Die Grundstlickbesitzer haben Ersatzzah-
lungen fur fehlende Parkplatze in den Fonds einbezahlt. Die Gelder sollen fiir den
urspriinglich vereinbarten Zweck verwendet werden, namlich fir Parkplatze.
Beide Antrage — der Kommissionsmehrheit und der Minderheit 1 — sind schwam-
mig formuliert und haben nur das Ziel, die Gelder der Parkplatzersatzabgabe an-
derweitig zu verprassen. Mit dem vorhin beschlossenen neuen Paragrafen 243
Absatz 2 kann die geforderte Anzahl Parkplatze auf Antrag der Bauherrschaft her-
abgesetzt werden. Fur die FDP ist es deshalb ohnehin fraglich, ob diese Parkie-
rungsfonds Gberhaupt noch zeitgemass sind und benétigt werden. Die FDP stimmt
im Cupsystem zuerst fir das geltende Recht und, wenn nétig, mit wenig Begeis-
terung im zweiten Schritt mit der Kommissionsmehrheit.

Sonja Rueff-Frenkel (FDP, Ziirich): Ich war in der letzten Legislatur in der KPB
und mochte deshalb auch noch kurz das Wort ergreifen und auf einen unserer
Meinung nach wichtigen Punkt aufmerksam machen, damit das dann auch im
Ratsprotokoll ist. Und zwar stellt sich nun die Frage, was mit den bereits geleis-
teten Abgaben geschehen soll. Kann der Zweck nachtréglich gedndert werden?
Diese Frage wurde in der Kommission gestellt, beraten und kontrovers diskutiert.
Es bestehen unserer Meinung nach zwei Mdoglichkeiten: Entweder missen die
Gemeinden die teilweise Uppigen Fondsmittel gemadss ihrer urspriinglichen
Zweckbindung einsetzen oder die bezahlten Abgaben den Grundeigentiimern, fir
deren Liegenschaften entgegen den bisherigen gesetzlichen Vorschriften keine
Gegenleistung erbracht wurde, zurtickerstatten. Und die dritte Moglichkeit ist: Es
muss geklart werden, ob der Zweck Uberhaupt nachtraglich gedndert werden darf.
Ich mdchte auf die Rechtsprechung des Bundesgerichts hinweisen, das ist Bun-
desgerichtsentscheid 124 | 289: Der Riickerstattungsanspruch wurde positiv be-
urteilt, wenn zweckgebundene Abgaben entgegen ihrer gesetzlichen Bestimmun-
gen verwendet werden. Es ist auch rechtsstaatlich sehr bedenklich, wenn unter
bestimmten gesetzlichen Voraussetzungen verlangte Ersatzabgaben nachtraglich
fir andere Zwecke eingesetzt werden. Ich bin gespannt, wie das Verwaltungsge-
richt diese Rickforderungsbegehren beurteilen wird, und es ist mir wichtig, dass
dieser Punkt im Ratsprotokoll erwéhnt wird und festgehalten ist. Besten Dank.

Thomas Schweizer (Griine, Hedingen): Diese Frage haben wir in der KPB disku-
tiert und es wurde von der Verwaltung gesagt: Ja, man kann die Zweckbindung
erweitern, das ist moglich.

Abstimmung im Cupsystem

Ratsprasident Jurg Sulser: Der Kommissionsmehrheitsantrag, der Minderheits-
antrag 1 von Thomas Schweizer und der Minderheitsantrag 2 von Stephan Weber
sind als gleichwertige Antrdge zu behandeln, weshalb wir sie im sogenannten
Cupsystem einander gegeniberstellen. Wir werden die Turen schliessen, um die
Anwesenden ermitteln zu kdnnen. Auf den Monitoren werden die Stimmen wie
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folgt dargestellt: Wer flir den Kommissionsmehrheitsantrag ist, driickt die Taste
1 und erscheint griin. Wer seine Stimme dem Minderheitsantrag 1 gibt, driickt die
Taste 2, die rot dargestellt wird. Und wer sich fur den Minderheitsantrag 2 ent-
scheidet, driickt die Taste 3 und wird gelb dargestellt. Erreicht keiner der Antrage
die Mehrheit, wird entschieden, welcher der beiden Antrage, die am wenigsten
Stimmen erhalten haben, ausscheidet. In der Folge wird das Verfahren fortgesetzt,
bis einer der Antrdge die Mehrheit erlangt. Die Turen sind zu schliessen und die
Anwesenden drticken bitte die Taste 1.

Anwesende Ratsmitglieder 178

Absolutes Mehr 90 Stimmen
Kommissionsmehrheitsantrag 71 Stimmen
Minderheitsantrag Thomas Schweizer 67 Stimmen
Minderheitsantrag Stephan Weber 40 Stimmen

Ratsprasident Jirg Sulser: Keiner der Antrdge hat das absolute Mehr erhalten.
Ich stelle die beiden Antrage, die am wenigsten Stimmen auf sich vereinigt haben,
einander gegentber.

Minderheitsantrag Thomas Schweizer 90 Stimmen
Minderheitsantrag Stephan Weber 88 Stimmen

Ratsprasident Jiirg Sulser: Der Minderheitsantrag 2 von Stephan Weber scheidet
aus. Ich stelle die beiden verbleibenden Antrage einander gegentber.

Kommissionsantrag 111 Stimmen
Minderheitsantrag Thomas Schweizer 67 Stimmen

Der Kantonsrat beschliesst mit 111 : 67 Stimmen, dem Antrag der Kommis-
sion zuzustimmen.

Ratsprasident Jirg Sulser: Damit ist die VVorlage materiell durchberaten und geht
an die Redaktionskommission.

Das Geschaft ist fiir heute erledigt.



	5. Ausreichend Veloabstellplätze auf Liegenschaften
	Planungs- und Baugesetz, Parkierung
	Antrag der Kommission für Planung und Bau vom 11. Juni 2024
	KR-Nrn. 341a/2029 und 171a/2020


